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Amtsblatt 
der 

Freien Hansestadt Bremen 

2019 Verkündet am 3. Dezember 2019 Nr. 232 

 

Jahresabschluss des Wirtschaftsbetriebes 
„Betrieb für Informationstechnologie Bremerhaven (BIT)“, 

Betrieb der Stadt Bremerhaven nach § 26 Absatz 1 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) 

für das Wirtschaftsjahr 2018 

Gemäß der Ziffer 7 Absatz 1 laufende Nummer 3 der Richtlinie für Betriebe nach 
§ 26 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung (LHO) der Stadt Bremerhaven 
(RLBetBremerhaven) vom 11. Dezember 1996 hat der Personal- und Organisations- 
ausschuss als zuständiger Betriebsausschuss mit folgendem Beschluss den Jahres- 
abschluss für das Wirtschaftsjahr 2018 festgestellt und der Betriebsleitung Entlastung 
erteilt: 

„Der Personal- und Organisationsausschuss als zuständiger Betriebsausschuss 
stellt einstimmig auf der Grundlage des in der Anlage beigefügten Prüfungsberichtes, 
gem. Ziffer 7 lfd. Nr. 3 der RLBet Bremerhaven den mit einem uneingeschränkten 
Beschäftigungsvermerk der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ausgestellten Jahres-
abschluss 2018 fest und erteilt dem Betriebsleiter Herrn Thomas Adolf und der 
Betriebsleiterin Frau Sabine Busch-Cole, die erforderliche Entlastung.“ 

Anlage 1: Bilanz zum 31. Dezember 2018 
Anlage 2: Gewinn- und Verlustrechnung 2018 
Anlage 3: Abschließender Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 2018 

gez. Grantz 
Oberbürgermeister 

Vorsitzender des Personal- und 
Organisationsausschusses 

als zuständiger Betriebsausschuss 
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Anlage 1  

Betrieb für Informationstechnologie Bremerhaven (BIT), 
Wirtschaftsbetrieb der Stadt Bremerhaven nach § 26 Abs. 1 LHO, 

Bremerhaven Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 

   31.12.2018 31.12.2017    31.12.2018 31.12.2017 
   EUR EUR EUR   EUR EUR EUR 
A K T I V A PASSIVA 
 
A. ANLAGEVERMÖGEN    A.  EIGENKAPITAL 
 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände      
       Kapitalrücklage  189.203,25   183.668,16 
 Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche       
 Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie     

Lizenzen an solchen Rechten und Werten    B. RÜCKSTELLUNGEN 
   64.385,51 75.420,59 

       Sonstige Rückstellungen   134.339,45   97.316,31 
II. Sachanlagen 
 
1. Technische Anlagen und Maschinen 1.091,75  1.237,31 C. Verbindlichkeiten 
2. Andere Anlagen, Betriebs- und     
 Geschäftsausstattung 88.834,77 89.926,52 120.114,59 1.  Erhaltene Auszahlungen aus Bestellungen 0,00    65.080,62 
      2.  Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 294.928,15    337.315,60 
III. Finanzanlagen    3.  Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 150.233,32    68.021,44 
 Anteile an verbundenen Unternehmen  25.000,00 25.000,00  Unternehmen 
      4.  Sonstige Verbindlichkeiten  111.492,81    105.210,53 
       davon aus Steuer Euro 508,79 (Vj. T € 0,8)    
B. UMLAUFVERMÖGEN 
          556.654,28 
I. Vorräte 
 
 1.  Roh- Hilfs- und Betriebsstoffe  37.924,87  26.483,43 
 2. Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen 4.371,25 42.296,12 0,00 
  
II.  Forderungen und sonstige  
 Vermögensgegenstände 
 
1.  Forderungen aus Lieferung und Leistungen 96.048,52  79.148,69 
2.  Forderungen gegen verbundene Unternehmen 181.625,18  159.202,58 
3.  Sonstige Vermögensgegenstände           600,00 278.273,70     5.800,00 
 
III. Guthaben bei Kreditinstituten  296.923,78 326.831,44  
  
C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN  83.391,35 37.374,03 
     880.196,98 856.612,66      880.196,98  856.612,66  
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Anlage 2 

Gewinn- und Verlustrechnung für 2018  
Betrieb für Informationstechnologie Bremerhaven (BIT),  

Wirtschaftsbetrieb der Stadt Bremerhaven 
nach § 26 Abs. 1 LHO, Bremerhaven 

     2018 2017 
                       €                    €                    € 
 
1. Umsatzerlöse  5.005.264,09 4.811.041,15 
 
2. Sonstige betriebliche Erträge  534,60 668,51 
 
3. Materialaufwand 
 a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- 
   und Betriebsstoffe und für bezogene Waren 996.729,26  972.501,48 
 b) Aufwendungen für bezogene Leistungen         5.206,17 1.001.989,43 6.661,01 
 
4. Personalaufwand  
 a) Löhne und Gehälter 1.091.443,40   1.090.030,17 

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für 
   Altersversorgung und für Unterstützung     312.342,93      274.912,44 
-   davon für Altersversorgung ___________ 1.403.786,33  

    € 69.813,24 (Vj. T70,9) 
 
5. Abschreibungen  
  auf immaterielle Vermögensgegenstände 
  Anlagevermögens und Sachanlagen  57.818,68  55.787,85 
 
6. Sonstige betriebliche Aufwendungen  2.536.669,16  2.405.958,95 
 
7. Ergebnis nach Steuer = Jahresüberschuss  5.535,09 5.857,76 
 
8. Einstellung in der Kapitalrücklage      - 5.535,09    - 5.857,76 
 
10. Bilanzgewinn                0,00                0,00 
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Anlage 3 

WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERK 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2018 (Anlagen 1 bis 3) und dem Lagebericht für das 
Geschäftsjahr 2018 (Anlage 4) des Betriebes für Informationstechnologie Bremer-
haven (BIT), Wirtschaftsbetrieb der Stadt Bremerhaven nach § 26 Abs. 1 LHO, 
Bremerhaven, den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk gemäß 
Anlage 6 erteilt, der hier wiedergegeben wird: 

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An den Betrieb für Informationstechnologie Bremerhaven (BIT), Wirtschaftsbetrieb 
der Stadt Bremerhaven nach § 26 Abs. 1 LHO, Bremerhaven 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Betriebes für Informationstechnologie 
Bremerhaven (BIT), Wirtschaftsbetrieb der Stadt Bremerhaven nach § 26 Abs. 1 
LHO, Bremerhaven – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lage-
bericht des Betriebes für Informationstechnologie Bremerhaven (BIT), Wirtschafts-
betrieb der Stadt Bremerhaven nach § 26 Abs. 1 LHO, Bremerhaven für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Vorschriften der Richtlinien für Betriebe nach § 26 Abs. 1 
LHO der Stadt Bremerhaven und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. 
Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2018 und  

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar und 

- erfolgte die Geschäftsführung ordnungsgemäß. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 
Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Über-
einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 
im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforde-
rungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresab-
schlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 
mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilan-
zieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des 
Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, 
und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 
Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie 
dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtig-
keiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.  

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus  

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter– falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lage-
bericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts 
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben. 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammen-
hängenden Angaben. 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetz-
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
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nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereig-
nissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben 
im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modi-
fizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahres-
abschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens. 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere 
die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ablei-
tung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.  

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den 
geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen.“ 

SCHLUSSBEMERKUNG: 

Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den 
gesetzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung 
bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450). 
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Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb 
dieses Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffent-
lichungen oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in 
einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor unserer 
erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf 
unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen. 

Oyten, 16. April 2019 

EPG Treuhand Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Ralf Hegewald Malte Ehrichs 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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